
2. Zweiter Rechtsmittelgrund: Tatsächlich fehlerhafte Feststel­
lungen in Bezug auf die schriftlichen Prüfungen, die zu 
einem Verstoß gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung 
und einer Verfälschung der Beweise durch das GöD geführt 
hätten. Das Gericht habe rechtsfehlerhaft entschieden, dass 
nicht nachgewiesen oder auch nur behauptet worden sei, 
dass die in der schriftlichen Prüfung gestellten Fragen für 
alle Bewerber identisch gewesen seien, da die Beklagte dies 
in ihrer Klagebeantwortung bestätigt habe. Diese Ungenau­
igkeit habe die rechtliche Würdigung des Gerichts beein­
flusst, da es nach dem Grundsatz der Gleichbehandlung er­
forderlich sei, dass die schriftlichen Prüfungen für alle Be­
werber zur gleichen Zeit stattfänden, und nicht an verschie­
denen Tagen, was beim Auswahlverfahren der Rechtsmittel­
führerin der Fall gewesen sei. Zudem hätte das erstinstanz­
liche Gericht ihre Rüge betreffend die fehlende Anonymität 
der schriftlichen Prüfung aufgrund einer bloßen Behauptung 
der FRA, der sie widersprochen habe, zurückgewiesen. 

3. Dritter Rechtsmittelgrund: Unrechtmäßige Zusammenset­
zung des Prüfungsausschusses, Verfälschung der Beweise 
und Verstoß gegen die Begründungspflicht durch das GöD. 
Das Gericht habe rechtsfehlerhaft entschieden und Beweise 
verfälscht, als es ohne weitere Begründung und nur gestützt 
auf Vorbringen der FRA, dem sie widersprochen habe, der 
Ansicht gewesen sei, dass der Leiter der Abteilung Verwal­
tung der FRA und der Finanzleiter der FRA vertiefte Kennt­
nis und Erfahrung im Bereich der Beschaffung hätten. Dieser 
Mangel an Fachkenntnissen habe auch die Ergebnisse der 
Auswahl beeinflusst. 

4. Vierter Rechtsmittelgrund: Verstoß gegen die Begründungs­
pflicht, unangemessener Zeitraum bis zum Erlass des Urteils. 
Das erstinstanzliche Gericht habe rechtsfehlerhaft entschie­
den, dass die Beklagte ihre Begründungspflicht erfüllt habe, 
da die Rechtsmittelführerin bis zum erstinstanzlichen Ver­
fahren nicht gewusst habe, welche Kriterien für die Beurtei­
lung ihrer Bewerbung verwendet worden seien, nicht infor­
miert worden sei, welche Qualifikationen sie nicht erfüllt 
habe und bis zur mündlichen Verhandlung keine Aufschlüs­
selung ihrer Gesamtnote erhalten habe. Das Gericht habe 
sich auch rechtswidrig auf ein von der Beklagten während 
der mündlichen Verhandlung vorgelegtes Dokument ge­
stützt, um zu dem Ergebnis zu kommen, dass die Beklagte 
ihrer Begründungspflicht nachgekommen sei, ohne dass au­
ßergewöhnliche Umstände dies rechtfertigten. Darüber hi­
naus wäre, erstens, die Rechtsmittelführerin, wenn sie dieses 
Dokument — wie sie beantragt habe — während des Ver­
waltungsverfahrens erhalten hätte, besser imstande gewesen, 
die Gründe dafür, dass sie nicht ausgewählt worden sei, zu 
verstehen und hätte diese Entscheidung besser angreifen 
können. Zweitens wäre die Dauer des Verfahrens vor dem 
GöD verständlicher gewesen. 

5. Fünfter Rechtsmittelgrund: Verstoß gegen die Art. 87 Abs. 2 
und 88 der Verfahrensordnung des GöD in Bezug auf die 
Kosten, Verstoß gegen die Begründungspflicht. Das Gericht 
habe der Rechtsmittelführerin zu Unrecht ihre eigenen Kos­
ten und die Kosten der Beklagten auferlegt. 

Klage, eingereicht am 21. Februar 2013 — Othman/Rat 

(Rechtssache T-109/13) 

(2013/C 129/46) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Razan Othman (Damaskus, Syrien) (Prozessbevoll­
mächtigter: Rechtsanwalt E. Ruchat) 

Beklagter: Rat der Europäischen Union 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— ihre Klage für zulässig und begründet zu erklären; 

— infolgedessen den Beschluss 2012/739/GASP vom 
29. November 2012 sowie die Verordnung (EU) Nr. 
1117/2012 vom 29. November 2012 und deren nachfol­
gende Durchführungsmaßnahmen für nichtig zu erklären, 
soweit sie davon betroffen ist; 

— dem Rat der Europäischen Union die Kosten im Zusammen­
hang mit dem vorliegenden Rechtszug aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin drei Klagegründe 
geltend, die im Wesentlichen mit den in der Rechtssache 
T-432/11, Makhlouf/Rat ( 1 ) geltend gemachten Klagegründen 
identisch oder diesen ähnlich sind. 

( 1 ) ABl. 2011, C 290, S. 13. 

Klage, eingereicht am 23. Februar 2013 — Republik 
Litauen/Europäische Kommission 

(Rechtssache T-110/13) 

(2013/C 129/47) 

Verfahrenssprache: Litauisch 

Parteien 

Klägerin: Republik Litauen (Prozessbevollmächtigte: D. 
Kriaučiūnas, R. Krasuckaitė und D. Skara)
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Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung Nr. FK/fa/D(2012) 1707818 der Europäi­
schen Kommission vom 10. Dezember 2012 für nichtig zu 
erklären, soweit sich die Belastungsanzeige Nr. 
3241213460, die dieser Entscheidung beigefügt ist, auf Pro­
jekte bezieht, hinsichtlich deren die Ausführenden unter 
Konkursverwaltung gestellt wurden, und die Kommission 
zur Rückzahlung des Betrags von 3 148 549,66 Euro zu 
verurteilen; 

— die Entscheidung Nr. FK/fa/D(2012) 1707818 der Europäi­
schen Kommission vom 10. Dezember 2012 für nichtig zu 
erklären, soweit sich die ihr beigefügte Belastungsanzeige Nr. 
3241213460 auf das Projekt Nr. P27010010 bezieht, 
und die Kommission zur Rückzahlung des Betrags von 
1 060 560,56 Euro zu verurteilen; 

— der Europäischen Kommission die Kosten des Verfahrens 
aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin zwei Klagegründe 
geltend, die sich jeweils auf einen Verstoß gegen das Unions­
recht beziehen. 

1. Erster Klagegrund: Die Europäische Kommission habe da­
durch gegen Art. 8 Abs. 2 der Verordnung Nr. 
1258/1999 ( 1 ) in Verbindung mit Art. 73 Abs. 2 der Ver­
ordnung Nr. 1605/2002 ( 2 ), Art. 87 der Verordnung Nr. 
2342/2002 ( 3 ) und den in Art. 4 Abs. 3 EUV niedergelegten 
Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit verstoßen, dass sie 
die angefochtene Entscheidung erlassen und die bei der Ver­
waltung der SAPARD-Mittel entstandenen Verluste nicht mit 
der Republik Litauen geteilt, dies jedenfalls aber nicht in 
Erwägung gezogen und die Weigerung, die Verluste zu tei­
len, nicht begründet habe. 

2. Zweiter Klagegrund: Die Europäische Kommission habe da­
durch gegen die in Nr. 7.7.4 des Abschnitts F der im Jahr 
2001 von der Republik Litauen und der Europäischen Kom­
mission unterzeichneten mehrjährigen Finanzierungsverein­
barung zum Sonderprogramm zur Vorbereitung auf den 
Beitritt in den Bereichen Landwirtschaft und ländliche Ent­
wicklung (SAPARD) ( 4 ) enthaltene Bestimmung über die ge­
genseitige Absprache in Verbindung mit dem in Art. 4 Abs. 
3 EUV niedergelegten Grundsatz der loyalen Zusammen­

arbeit verstoßen, dass sie nicht rechtzeitig über die Möglich­
keit informiert habe, auf die Forderung zu verzichten und 
das betreffende Unternehmen von der Liste der Schuldner zu 
streichen. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über 
die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik (ABl. L 160, 
S. 103). 

( 2 ) Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 
2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der 
Europäischen Gemeinschaften (ABl. L 248, S. 1). 

( 3 ) Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 der Kommission vom 
23. Dezember 2002 mit Durchführungsbestimmungen zur Verord­
nung (EG, Euratom) Nr. 1065/2002 des Rates über die Haushalts­
ordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemein­
schaften (ABl. L 357, S. 1, berichtigt in ABl. 2005, L 345, S. 35). 

( 4 ) Valstybės žinios, 29.8.2001, Nr. 74-2589. 

Klage, eingereicht am 28. Februar 2013 — Oil Pension 
Fund Investment Company/Rat 

(Rechtssache T-121/13) 

(2013/C 129/48) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Klägerin: Oil Pension Fund Investment Company (Teheran, Iran) 
(Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt K. Kleinschmidt) 

Beklagter: Rat der Europäischen Union 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— mit sofortiger Wirkung den Beschluss 2012/829/GASP des 
Rates vom 21. Dezember 2012 zur Änderung des Beschlus­
ses 2010/413/GASP über restriktive Maßnahmen gegen Iran 
sowie die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1264/2012 
des Rates vom 21. Dezember 2012 hinsichtlich der Auf­
nahme in die Verordnung Nr. 267/2012 für nichtig zu 
erklären, soweit diese Rechtsakte die Klägerin betreffen; 

— eine prozessleitende Maßnahme gemäß Art. 64 der Verfah­
rensordnung des Gerichts zu erlassen, mit der dem Beklag­
ten aufgegeben wird, sämtliche Unterlagen im Zusammen­
hang mit dem angefochtenen Beschluss vorzulegen, soweit 
sie die Klägerin betreffen; 

— dem Beklagten die Kosten des Rechtsstreits aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin drei Klagegründe 
geltend. 

1. Erster Klagegrund: Verletzung der Begründungspflicht, der 
Verteidigungsrechte und des Rechts auf effektiven Rechts­
schutz
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